BREMISCHE BURGERSCHAFT Drs. 19/776 S
Stadtburgerschatft
19. Wahlperiode 15.05.18

Mitteilung des Senats
an die Stadtbirgerschaft
vom 15. Mai 2018

Vorhabenbezogener Bebauungsplan 126

(zugleich Vorhaben- und ErschlieBungsplan) zur Errichtung eines
Studierendenwohnheims (Appartements) mit zwei Gebauden zwischen der OttostralRe
und der Kantstraf3e in Bremen-Neustadt

(Bearbeitungsstand: 15.03.2018)

Als Grundlage der stadtebaulichen Ordnung fir das oben naher bezeichnete Gebiet wird der
vorhabenbezogene Bebauungsplan 126 (Bearbeitungsstand: 15.03.2018) vorgelegt.

Die Deputation fur Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft hat
hierzu am 19. April 2018 den als Anlage beigefligten Bericht erstattet.

Diesem Bericht sind zwei Anlagen beigeflugt, in der die eingegangenen datengeschiitzten
Stellungnahmen einschlieB3lich der hierzu abgegebenen Stellungnahmen der Deputation fur
Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft enthalten sind.”

Der Bericht der Deputation fir Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und
Landwirtschaft wird der Stadtbirgerschaft hiermit vorgelegt.

Der Senat schlief3t sich dem Bericht der Deputation fur Umwelt, Bau, Verkehr,
Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft einschlie3lich Anlagen zum Bericht an und
bittet die Stadtburgerschaft, den vorhabenbezogenen Bebauungsplan 126 zur Errichtung
eines Studierendenwohnheims (Appartements) mit zwei Geb&auden zwischen der Ottostralie
und der Kantstraf3e in Bremen-Neustadt (Bearbeitungsstand: 15.03.2018) in Kenntnis der
eingegangenen Stellungnahmen zu beschlieRen.

* Die Anlage zu dem Bericht der stadtischen Deputation fir Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung,
Energie und Landwirtschaft liegt zur Einsichtnahme in der Blirgerschaftskanzlei aus und ist nur den
Abgeordneten der Stadtblrgerschaft zugénglich.
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Bericht der Deputation fur Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung,
Energie und Landwirtschaft

Vorhabenbezogener Bebauungsplan 126
(zugleich Vorhaben- und ErschlieBungsplan) zur Errichtung von zwei Wohngebauden
fur Studierende zwischen der Ottostral3e und der Kantstrafl3e in Bremen-Neustadt

(Bearbeitungsstand: 15.03.2018)

Die Deputation fur Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft legt
den vorhabenbezogenen Bebauungsplan 126 (Bearbeitungsstand: 15.03.2018) und die
entsprechende Begriindung vor.

A) Verfahren nach dem Baugesetzbuch (BauGB)
1. Planaufstellungsbeschluss

Die Deputation fur Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft
hat am 08.06.2017 beschlossen, dass fir das Plangebiet ein Bebauungsplan aufgestellt
werden soll (Planaufstellungsbeschluss). Dieser Beschluss ist am 15.06.2017 6ffentlich
bekannt gemacht worden.

2. Frihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB

Die Offentlichkeit wurde am 17. August 2016 im Rahmen einer o6ffentlichen
Einwohnerversammlung beim Ortsamt Neustadt/Woltmershausen Uber die allgemeinen
Ziele und Zwecke der Planung, sich wesentlich unterscheidende Lésungen sowie die
voraussichtlichen Auswirkungen der Planung unterrichtet. In der Einwohnerversammlung
wurden Fragen der Blrgerinnen und Blrger zu der beabsichtigten Planung beantwortet
sowie Bedenken und Anregungen entgegengenommen. Diese Einwande wurden bei der
weiteren Planaufstellung ausgewertet und haben zu einer Modifizierung der
Vorhabenplanung gefuhrt.

3. Frihzeitige Beteiligung der Behorden und sonstigen Trager offentlicher Belange nach § 4
Abs. 1 BauGB

Im Rahmen dieses Planverfahrens ist am 15. Juni 2016 die friihzeitige
Behordenbeteiligung nach 8§ 4 Abs. 1 BauGB durchgefiihrt worden. Das Ergebnis dieser
Beteiligung ist in die Planung eingeflossen.

Die Friihzeitige Offentlichkeits- und Behordenbeteiligung wurden vor dem 16. Mai 2017
eingeleitet. Dementsprechend wird das Bebauungsplanverfahren nach den bis zum 13.
Mai 2017 geltenden Rechtsvorschriften durchgefiihrt. (vgl. Uberleitungsvorschrift § 233
BauGB in Verbindung mit § 245c BauGB).
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4. Gleichzeitige Beteiligung der Behtrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange nach
§ 4a Abs. 2 BauGB und o6ffentliche Auslegung gemaR § 3 Abs. 2 BauGB

Die o6ffentliche Auslegung gemaR 8 3 Abs. 2 BauGB und die Anhdrung der zustandigen
Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Belange gemald § 4 Abs. 2 BauGB sind fur
den vorhabenbezogenen Bebauungsplan 126 gleichzeitig durchgefihrt worden (8§ 4a
Abs. 2 BauGB).

Die Deputation fur Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft
hat am 08.06.2017 beschlossen, den Entwurf zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan
126 mit Begriindung 6ffentlich auszulegen.

Der Planentwurf mit Begriindung hat vom 26. Juni 2017 bis 07. August 2017 gemal3 8 3
Abs. 2 BauGB beim Senator fir Umwelt, Bau und Verkehr 6ffentlich ausgelegen. Zugleich
hat Gelegenheit bestanden, vom Entwurf des Planes mit Begriindung im Ortsamt
Neustadt Kenntnis zu nehmen.

Die Behorden und sonstigen Trager offentlicher Belange sind Uber die 6ffentliche
Auslegung gemaf § 3 Abs. 2 BauGB unterrichtet worden.

5. Ergebnis der Beteiligung der Behdrden und sonstigen Tréger offentlicher Belange und der
offentlichen Auslegung

5.1 Stellungahme der Architektenkammer
Die Architektenkammer Bremen hat mit Schreiben vom 17.08.2017 folgende
Stellungnahme abgegeben:

.Der Ausschuss fur Stadtebau und Umweltplanung der Architektenkammer Bremen
begrifit sehr alle Malnahmen zur Innenentwicklung und Nachverdichtung bestehender
Quartiere. Die Art der Nutzung als Studierendenwohnheim ist hervorragend geeignet,
eine positive Entwicklung in dem Quartier zu fordern. Allerdings empfehlen wir das Mal3
der baulichen Nutzung zu reduzieren. Das dreigeschossige Gebaude im Innenhof sollte
aus Grinden des Schutzes der Nachbarschaft eine Traufhohe von 6,50 m nicht
Uberschreiten. Das Gebaude an der Ottostral3e sollte sich an den vorhandenen
Traufkanten der 2-3-geschossigen Hauser orientieren. Die Anordnung von offenen
Stellplatzen im Innenhof ist zu tberprifen. Vor allem die Nahe zu den Grundstlicken
OttostralRe 10 -12 wird kritisch gesehen. Die Errichtung einer Tiefgarage im
Zusammenhang mit dem Geb&ude im Innenhof erscheint moglich und sollte geprtift
werden. Eine Entsiegelung und grof3ziigigere Begrunung des derzeitigen
landwirtschaftlichen Betriebshofes wird empfohlen.”

Die Deputation fir Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft
gibt dazu folgende Stellungnahme ab:

Das geplante Gebaude im Innenhof hat eine H6he von 9,0 m Uber der Erdoberflache
inklusive Attika. Fur technische Aufbauten, wie z.B. Solaranlagen, kann diese Hohe um
1,0 tberschritten werden. Dabei ist zu bedenken, dass die Erdoberflache im Innenhof des
Vorhabengrundstiicks um rd. 1 m tiefer liegt als die OttostralBe. Zum Vergleich sei
angemerkt, dass z.B. das Wohnhaus des an den Innenhof angrenzenden Grundstiicks
Kantstr. 118 eine Traufhéhe von rd. 8,5 m und eine Firsthéhe von knapp 12 m hat.
Zwischen den Hausern bestehen rd. 15 m Abstand, was dem Gebaudeabstand der
Hauser in der Kantstral3e entspricht. In der Ottostral3e stehen die Hauser sogar nur 10 m
aus-einander. Insofern stellt eine Innenhofbebauung mit einer H6he von 9,0 m eine
stadtebaulich vertragliche Gebaudehohe dar.
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Das Gebaude im Baufeld 1 ware hinsichtlich seiner Gebaudehdhe und Gebéaudetiefe auch
nach 8 34 BauGB zulédssig. In der Ottostral3e bestehen mehrere dreigeschossige
Gebaude, so dass kein Anlass besteht, die Traufhéhe zu reduzieren.

In Bezug auf die geplanten Stellplatze im Innenhof wird angemerkt, dass bereits im
Innenhof eine Garage entlang der Grundstiicksgrenze zum Haus Ottostrale Nr. 12
besteht. Diese Garage fallt zukinftig weg, dafir entstehen offene Stellplatze. Die
Errichtung einer Tiefgarage mit 14 Stellplatzen ist fur ein Studierendenwohnheim
wirtschaftlich unverhaltnismafig teuer. Daher soll keine Tiefgarage errichtet werden.

Zum Thema Versiegelung wird angemerkt, dass von dem rd. 1.660 m2 grof3en Plangebiet
im Bestand bisher rd. 1.110 m? alleine durch bauliche Anlagen versiegelt sind. Hinzu
kommt die Hofflache, die mit 470 m2 versiegelt ist. Damit besteht derzeit eine Versiegelung
von rd. 95% (vgl. nachfolgende Abbildung).

Flachenbilanz Bestand:
1.660 m? Plangebiet
1.110 m? Bauliche Anlagen
470 m? Hofflache gepflastert
80 m? Privatgarten
95% Versiegelung

470 m? Hofflache

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan lasst nur eine Uberbaubare Grundstlicksflache
von 890 m2 bzw. mit Stellplatzanlagen eine GRZ von 0,6 zu, was einer Versiegelung von
insgesamt rd. 996 m? entspricht (Bei Verwendung von Rasengittersteinen ca. 100 m?
mehr). Damit erfolgt eine deutliche Entsiegelung des Plangebietes gegeniber dem
Bestand.

Die Deputation fir Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft
empfiehlt, der Stellungnahme insoweit zu folgen, dass die Hohe des Gebaudes im Baufeld
2 gegeniiber dem Entwurf zur ersten 6ffentlichen Auslegung um 0,5 m reduziert wurde.
Im Ubrigen soll der Stellungnahme nicht gefolgt werden.

5.2 Stellungnahme des Beirats
Der Beirat Neustadt hat in seiner Sitzung am 17.08.2017 folgenden Beschluss gefasst:
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.Der Beirat lehnt das im V+E-Plan 0126 dargestellte Vorhaben in der vorgelegten Form
ab.

Begrindung: Vorbemerkung:

Der Beirat Neustadt spricht sich im Grundsatz fur die Innenentwicklung aus. Hierfur sieht
er auch in der Neustadt noch entsprechende Potenziale. Bei dem vorliegenden Plan
werden jedoch die Grundsatze fir eine sozial und 0Okologisch vertragliche
Innenentwicklung nicht eingehalten. AufRerdem sieht der Beirat Neustadt die
Notwendigkeit, dass in der Neustadt insbesondere auch Wohnraum fir Studierende und
fur Menschen mit geringem Einkommen geschaffen werden muss.

Bebauungsplane werden von den Kommunen aus den (bergeordneten
Flachennutzungspléanen heraus entwickelt, um die stadtebauliche Entwicklung und
Ordnung im Gemeindegebiet zu steuern. “Wildwuchs" von Bauformen soll dadurch
verhindert werden - Gebietserhaltungsanspruch — bauplanrechtlicher Nachbarschutz -
Rucksichtnahmegebot. Durch dieses Bauvorhaben werden Einzelinteressen gefordert
und die Stadt kommt ihrer Aufgabe nicht nach - nur weil die Aufstellung eines
Bebauungsplanes Kosten verursacht und im V+E-Plan der ,Einzelinteressent” die Kosten
tragt.

Erneut erschliel3t sich dem Beirat Neustadt nicht, warum ein singulares Objekt als
Referenzpunkt zur Beurteilung der baulichen Héhe von der Behdrde akzeptiert wird und
nicht der Querschnitt der Gesamtheit des betroffenen Stral3enzuges als Mal3stab fur die
Bebauung herangezogen wird. Auch in einem V+E Plan festgestellte Begrenzungen
muissen den in §34 BauGB geforderten Mal3stab des Einfiigens in die Nachbarschaft
entsprechen. Dieses Vorhaben erfillt dieses nicht.

V+E Plan

Der ausgelegte V+E Plan ist in seiner Ganze fir die Birgerinnen nicht nachvollziehbar.
So sind die BezugsgrofRen fur das gesamte Objekt, besonders im Baufeld 2, fir Nicht-
Fachleute nicht ersichtlich. Die Angaben der Hohenbegrenzung lassen fur Birgerinnen
die dahintersteckenden Geschosse nicht erkennen. Viele Bereiche, und hier insbesondere
bei Baufeld 2, sind nicht eingemaldt - dies ist nach Ansicht des Beirates allerdings
unabdingbar, damit dem V+E Plan direkt entnommen werden kann, welche Abstéande zu
den Nachbargrundstlicken einzuhalten sind etc.

Daruiber hinaus sind die grafischen Darstellungen am Ende der Begriindung irrefiihrend,
da sie den falschen Eindruck erwecken, dass die Baukorper nicht hoher seien als die
Hauser in der KantstraRe bzw. auf der gegentberliegenden Seite der Ottostral3e. Der
Beirat fordert die Behorde auf, daftr zu sorgen, dass diese Fehler im V+E Plan berichtigt
werden, da insbesondere die genauen Mal3e der zuldssigen Bebauung und die grafische
Darstellung in einem gerichtlichen Verfahren von besonderer Bedeutung sind.

Baufeld 1:

Der Baukorper im Baufeld 1 ist Uberdimensioniert und wiirde sich nach § 34 BauGB nicht
in die Umgebung einfligen. Sowohl in der Hdhe (lll Geschosse, Dachgeschoss mit
ausgebautem Spitzboden — siehe Riickseite - Traufe 10,50 m und Firsthéhe 15,00 m) wie
auch in der Tiefe (Bautiefe 15,00 m) fuigt es sich nicht in die unmittelbare Nachbarschaft
ein. Die direkte Nachbarbebauung hingegen hat eine Bautiefe von 10,00 m. Das fihrt zu
einer Verschattung der Nachbargeb&ude Ottostral3e 16-20, die nicht hinnehmbar ist. Auch
die nachbarschaftlichen Verhaltnisse fur das Grundstick OttostraRe 12 werden ohne
Rucksichtnahme durch eine 3-geschossige AuRenwand des Neubaus an der
Grundstiicksgrenze deutlich negativ verandert. Unter Hinzunahme der Anordnung der
Stellplatze, die geplanten Stellplatze im Innenhof sind zu den benachbarten Garten der
H&auser Ottostr. 9 bis 12 angeordnet, sieht der Beirat auch die Umweltvertraglichkeit und
den Nachbarschutz (nachtlicher Larm, Autoabgase u.a.) nicht ausreichend berticksichtigt.
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Baufeld 2:

Da das Gelande von der OttostralRe aus abschissig ist (ca. 1,00 m), bleibt fir normale
Burgerinnen unklar, worauf sich die 8,50 m Gebaudehdhe des geplanten Baukdrpers
bezieht. Die geplante Gebaudehdhe betragt tatsachlich 9,50 m tber Gartengelandehéhe
der Nachbargéarten, besonders zur Kantstr. 106 bis 120.

In der textlichen Festsetzung unter 4, wird auRerdem eine max. Uberschreitung von
0,50 m der festgelegten Gebaudehéhe von 8,50 m Uber den Messpunkt in der OttostralRe
zugelassen; das bedeutet eine wirkliche Gebaudehdhe von 9,00 m bzw. 10,00 m Uber
Gartengelandehéhe in einem Abstand von 3,60 m von der vorhandenen
Grundstiicksgrenze und fihrt auch zur Verschattung der angrenzenden Garten der
Kantstral3e.

Der Abstand zwischen dem Baukdrper in Baufeld 2 und der Grundstiicksgrenze der
Hauser der KantstralRe betragt 15,00 m. Dies ist nach Ansicht des Beirates ein zu geringer
Sozialabstand. Diese Art der Bebauung ist nach Ansicht des Beirates auch nicht durch die
Nebengebaude wie Schuppen und Gartenhauser in den Garten der Kantstral3enhauser
gerechtfertigt. Eine fast komplette Innenhofbebauung in einer Héhe von 9,50 m bis 10 m
Uber Gartengelande - Kantstral3e.

Errechnet man die Dichte der Bebauung, ergibt sich bei der GrundstiicksgroRe eine
Grundflachenzahl (GRZ) von 0,52. Diese Dichte Uberschreitet die in der BauNVO
festgelegten Obergrenzen fir die bauliche Nutzung von Wohngebieten (GRZ 0,4). Die
weitere Versiegelung des Grundstiucks durch Zufahrten, Stellplatze usw. wird sogar auf
80 % des Grundstiicks hochgesetzt. Eigentlich wéaren nur 60% mdoglich.

Mobilitat:

Die Anzahl der ausgewiesenen Stellplatze fir dieses Vorhaben ist zu gering. Studierende
sind in der Regel ebenso motorisiert wie andere Menschen auch. 14 Stellplatze fur 75
Wohneinheiten (45 plus 30 Apartments sowie 1 Wohnung fur Eigentimer/Altenteiler), d.h.
also fir wenigstens 75 Personen, ist deutlich zu wenig, selbst wenn davon ausgegangen
werden kann, dass ein Teil der Studierenden primar den OPNV bzw. das Fahrrad
benutzen wird.

Der V+E Plan hat die verkehrliche Situation in der Stral3e und ihrem Umfeld so gut wie
gar nicht bertcksichtigt und wére allein deshalb schon abzulehnen.

Daruber hinaus besteht keine Veranlassung, von dem Bremischen Stellplatzortsgesetz
abzuweichen und den Schlissel fir Studentenwohnheime zu erhéhen (von 1 St je 5
Betten auf 1 St je 6 Betten). Die Studenten, die mit dem Auto von auswarts kommen,
werden ihr Auto im Wohngebiet abstellen. Dort, wo der Parkdruck schon enorm ist, und
damit die Nachbarschaft zusatzlich belasten.”

(mehrheitlich)
Annemarie Czichon
(Ortsamtsleiterin)

Die Deputation fir Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft
gibt dazu folgende Stellungnahme ab:

Zu dem Punkt "Wohnraum fur Studierende und Menschen mit geringem Einkommen" ist
anzumerken, dass der Vorhabentrdger bisher keine Miethéhen benannt, aber
hochpreisige Luxuswohnungen verneint hat. Er hat angekiindigt, dass sich der Mietpreis
bei der marktiblichen Miete fir Studierendenappartements einpendeln wird.
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Zudem gilt, dass mit dem Vorhaben das Angebot an Studierendenwohnungen erhdht wird,
was in der Regel zu fallenden Mietpreisen fuhren kann. Der Bebauungsplan steht auch
nicht der Schaffung von weiteren Studierendenappartements entgegen. Ohne das
Vorhaben wirde es weniger Wohnraum fir die Studierenden in der Neustadt geben.
Aufgabe der Stadtgemeinde ist es jedoch, im Sinne von § 1 Abs. 6 Nr. 2 BauGB die
Wohnbediirfnisse der Bevdlkerung zu beriicksichtigen. Das Vorhaben tréagt somit zur
Forderung des Allgemeinwohls bei. Das Bremer Studentenwerk kann nicht alleine fir
ausreichenden Wohnraum fur Studierende sorgen. Daher sind auch Investitionen von
privaten Investoren erforderlich und seitens der Stadtgemeinde gewtinscht.

Der Flachennutzungsplan (FNP) Bremen stellt fur das Plangebiet eine Wohnbauflache
dar. Mit der Errichtung von zwei Wohngeb&uden fur Studierende wird der Bebauungsplan
aus den FNP-Darstellungen entwickelt. Der Bebauungsplan basiert auf einer
stadtebaulichen Konzeption, die zwei parallel zueinanderstehende Wohngebaude unter
Einhaltung von Grenzabstédnden vorsieht. Es entsteht somit eine geordnete
stadtebauliche Entwicklung und kein "Wildwuchs". Das Vorhaben dient der Férderung des
Allgemeinwohls, indem in der Neustadt dringend bendétigter Wohnraum fiir Studierende
geschaffen wird. Insofern werden durch das Bauvorhaben nicht, wie vom Beirat formuliert,
Einzelinteressen geférdert. Es wird aber darauf hingewiesen, dass das Bauvorhaben fir
die Vorhabentragerin auch wirtschaftlich tragbar sein muss.

Im Bebauungsplan sind die maximalen Gebaudehthen der beiden Wohnh&user in die
jeweiligen Baufelder geschrieben. In der textlichen Festsetzung Nr. 3 steht, dass der
Bezugspunkt fir die Gebaudehodhen die Ottostrale ist, was eine allgemeinverstandliche
Angabe ist. In der Anlage zur B-Planbegriindung sind Ansichten der Geb&aude enthalten,
aus denen zweifelslos die Geschossigkeiten der Gebaude abzulesen sind.

Eine VermalRung der Baufelder ist bei Bremer Bebauungsplanen im Allgemeinen nicht
ublich und auch nicht erforderlich, denn in der Planzeichnung ist der Mal3stab sowie eine
Maflkette angegeben. Anhand dieser lasst sich ablesen, dass 1 cm in der Planzeichnung
5 m entsprechen.

Fur die Ansichten und den Schnitt in der Anlage zur Begriindung wurden eigens durch
einen Offentlich  bestellten  Vermessungsingenieur die Gebaudehohen der
Nachbargeb&ude ermittelt. Auch die dem Baufeld 2 (Innenhof) gegenuberliegenden
Hauser der Kantstrale wurde vom Vermesser aufgenommen. So hat das Haus
KantstrafRe Nr. 100 eine Gebaudehdhe von 10,56 m und das Haus Nr. 116 eine Hohe von
11,91 m. Mit einer H6he von 9,0 m inklusive Attika — und max. 1,0 m technische Aufbauten
(wie z.B. Solaranlagen) ist das geplante Wohnhaus im Baufeld 2 niedriger als die
angrenzenden Wohnhauser der Kantstraf3e. Daher sind die Darstellungen in der Anlage
der Begrindung korrekt.

Das Gebaude im Baufeld 1 ist hinsichtlich seiner Gebaudehtéhe und Geb&udetiefe auch
nach 8 34 BauGB zuléssig. In der Ottostral3e bestehen auch mehrere dreigeschossige
Gebé&ude (z.B. Haus Nr. 9, 106, 108, 112, 113), so dass sich das Vorhaben in die
OttostralRe einfligt, auch wenn die unmittelbar angrenzenden Hauser weniger Geschosse
haben.

Hinsichtlich der Verschattung der Ottostralle 16-20 ist anzumerken, dass die Hauser
sudwestlich des Vorhabens liegen. Daher erfolgt durch die beiden Vorhabengebaude
keine Verschattung dieser Hauser. Der nach Nordwesten ausgerichtete Garten des
Grundsticks OttostraRe 12 bekommt bei Realisierung des Vorhabens im Frihjahr,
Sommer und Herbst am Nachmittag Sonne. Im Winter erfolgt durch den tiefstehenden
Sonnenstand bereits in der Bestandssituation eine vollstdndige Verschattung des
Gartens.
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Fur die Beurteilung einer unzulassigen Verschattung gelten die Regelungen der
Landesbauordnung sowie u.a. die Bericksichtigung der Belange gesunder Wohn- und
Arbeitsverhdltnisse. Die Einhaltung der Abstandsflachen sichert eine ausreichende
Belichtung, Besonnung und BelUftung der Nachbarbebauung. Unter Berlicksichtigung der
Belange der unmittelbar angrenzenden Nachbarn (Ottostrale 12 und 16) wurde das
Vorhaben im Baufeld 1 nach der 6ffentlichen Auslegung verandert. Das Gebaude halt
nunmehr einen Grenzabstand teilweise gegeniber dem Gartenbereich ein. Hierdurch wird
eine bessere Belichtung des Gartens Ottostral3e 12 erreicht.

Der Garten des Hauses Ottostral3e 12 grenzt im Bestand an eine Garage des ehemaligen
landwirtschaftlichen Betriebs. Diese wird abgerissen, dafiir entstehen entlang der
Grundstiucksgrenze  offene  Stellplatze. In  Bezug auf die angegebene
Umweltvertraglichkeit wird darauf hingewiesen, dass anstelle eines bisherigen
landwirtschaftlichen Betriebes zwei Wohnhauser fir Studierende entstehen sollen.
Unzumutbare Larm- und Abgasbelastungen sind durch diese — und auch durch die
Stellplatzanlage im Innenhof — nicht zu erwarten.

Das Gebaude im Innenhof hat eine Héhe von 9,0 m lber der Erdoberflache inklusive einer
Attika. Hinzu kénnen noch technische Aufbauten, z.B. flir eine Solaranlage, von max. 1,0
m Hohe kommen. Da die Bezugshdhe "OttostraBe" rd. 1,0 m hoher liegt, wird im
Bebauungsplan festgesetzt, dass die maximal zulassige Gebaudehdhe 8,0 m Uber
Bezugspunkt betrédgt und dass diese Hohe fur technische Aufbauten um 1,0 m
Uberschritten werden kann.

Zu dem Aspekt des Sozialabstandes wird angemerkt, dass zwischen dem neuen
Wohnhaus im Baufeld 2 und den Wohnhéausern in der Kantstraf3e ein Abstand von rd. 15
m besteht. Dies ist im Wesentlichen der gleiche Abstand, den die innerhalb der Kantstral3e
gegenuberliegenden Hauser haben. In der Ottostralle stehen die Hauser sogar nur rd.
10 m auseinander. Insofern stellt eine Innenhofbebauung mit einer Héhe von 9,0 m sowie
einem Gebaudeabstand von rd. 15 m eine stadtebaulich vertragliche Bebauung und nicht
ungewohnliche Néhe dar.

Das Plangebiet ist rd. 1.660 m2 grof3. Hiervon sind bisher alleine rd. 1.110 m2 durch
bauliche Anlagen versiegelt. Hinzu kommt die Hofflache, die mit 470 m2 versiegelt ist.
Damit besteht derzeit eine Versiegelung von rd. 95% (vgl. Abbildung oben zur
Stellungnahme der Architektenkammer Bremen). Der vorhabenbezogene Bebauungsplan
lasst nur eine Uberbaubare Grundsticksflache von 890 m2 bzw. mit Stellplatzanlage eine
GRZ von 0,6 und nicht von 0,8 (80% Versiegelung) zu. Damit erfolgt eine deutliche
Entsiegelung und somit stadtebauliche Aufwertung des Plangebietes.

Eine GRZ von 0,4 in Wohngebieten kann aus stadtebaulichen Grinden Uberschritten
werden. Unter Einbeziehung von Stellplatzen, Garagen, Zufahrten, Nebenanlagen ist eine
Uberschreitung bis zur GRZ 0,6, wie sie im Plangebiet in der textlichen Festsetzung Nr. 2
als Obergrenze bestimmt wurde, zulassig.

Mit Umsetzung des Vorhabens werden 17 Kfz-Stellplatze und nunmehr mindestens 74
Fahrradstellplatze geschaffen. Von den 17 Kfz-Stellplatzen werden drei als 6ffentliche
Parkplatze fur Besucher und Besucherinnen in der OttostralRe, direkt gegenuber der
Einfahrt errichtet. Da an dieser Stelle der Ottostral3e frither landwirtschaftliche Fahrzeuge
in den Hof gefahren sind, wurde das Parken mittels Poller ausgeschlossen. Mit den drei
neuen offentlichen Stellplatzen wird die Stellplatzanzahl in der Ottostral3e zugunsten aller
Anlieger in der Ottostralie erhéht.

Im Innenhof werden ein Stellplatz fir eine Wohneinheit der Eigentimerfamilie und 13
Stellplatze fir die Studierenden geschaffen. Dies entspricht der im Bebauungsplan
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festgesetzten Ortlichen Bauvorschrift von einem Kfz-Stellplatz je sechs Betten im
Studierendenwohnheim. Im Stellplatzortsgesetz Bremen (StellplOG) wird in § 1 Abs. 1
klargestellt, dass das Ortsgesetz nur gilt, soweit nicht durch Bebauungspléne oder andere
stadtebauliche oder als ortliche  Bauvorschriften  erlassene  Ortsgesetze
entgegenstehende Regelungen getroffen werden. Von dieser Regelung wird hier
Gebrauch gemacht.

Die Reduzierung des Kfz-Stellplatzschliissels von einem Stellplatz je fiinf Betten auf einen
Stellplatz je sechs Betten begriindet sich in der zentralen Lage des Plangebietes innerhalb
der Neustadt und der sehr guten OPNV-Anbindung. So ist der nachstgelegene
Supermarkt in einer Entfernung von weniger als 100 m und der zentrale
Versorgungsbereich Pappelstraf3e in rd. 300 m zu erreichen. Die StralRenbahn- und
Bushaltestellen "Gastfeldstra3e" und "Meyerstral3e" liegen nur rd. 300 m bzw. 200 m
entfernt. Die in einem Kilometer entfernt liegenden Einrichtungen der Hochschule Bremen
sind mit dem Fahrrad sehr gut und in nur wenigen Radfahrminuten erreichbar. Die nachste
Car-Sharing-Station mit vier Stellplatzen ist rd. 100 m entfernt, so dass alternative
Moglichkeiten der Mobilitéat gegentiber der Anschaffung eines eigenen Autos bestehen.
Aufgrund der vorgenannten Lagevorteile des Vorhabenstandorts sowie der bestehenden
Alternativen zur Nutzung eines eigenen PKW wird ein Stellplatzschliissel von einem
Stellplatz je sechs Betten der beiden Wohngebaude fir Studierende als ausreichend
gesehen. Zudem muss fiir jedes Studierendenappartement mind. ein Fahrradabstellplatz
vorgehalten werden. Dies bedeutet, dass sich der Vorhabentréger zu einer Schaffung von
mindestens 18 zusatzlichen Fahrradabstellplatzen verpflichtet. (Das StellplOG sieht hier
nur 1,5 Fahrradabstellplatze je zwei Betten vor.)

Die Deputation fiir Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft
empfiehlt, der Stellungnahme insofern zu folgen, als dass ein Grenzabstand teilweise
gegeniiber den angrenzenden Gartenbereichen eingehalten wird. Im Ubrigen soll der
Stellungnahme nicht gefolgt werden.

5.3 Einige Behorden und sonstige Trager offentlicher Belange haben Hinweise vorgebracht,
die zu Erganzungen des Planentwurfes und der Begriindung gefuhrt haben. Auf den
Gliederungspunkt 7. dieses Berichtes wird verwiesen.

Nach Klarung bestimmter Fragen haben die Ubrigen Behérden und sonstigen Trager
offentlicher Belange gegen die Planung keine Einwendungen.

6. Stellungnahmen der Offentlichkeit
Anlasslich der 6ffentlichen Auslegung sind Stellungnahmen aus der Offentlichkeit
eingegangen. Diese Stellungnahmen sowie die dazu abgegebenen Empfehlungen der
Deputation fir Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft sind
in der Anlage zum Bericht der Deputation aufgefiihrt. Hierauf wird verwiesen.

7. Anderungen des Planentwurfes und der Begriindung nach der offentlichen Auslegung
Nach der 6ffentlichen Auslegung und der gleichzeitig durchgefuhrten Behdrdenbeteili-
gung sind der Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplans und die Begriindung

geandert worden.

7.1 Anderungen und Erganzungen des Planentwurfes
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Der Planentwurf ist infolge von Hinweisen im Rahmen der Offentlichkeits- und
Behdrdenbeteiligung wie folgt gedndert und ergénzt worden:

= Die Uberbaubare Grundstiicksflache wurde im Baufeld 1 reduziert, um entlang
der nordéstlichen und stdwestlichen Grundstiicksgrenzen einen teilweisen
Grenzabstand zu den Géarten der beiden Nachbargrundstiicke einhalten zu
kénnen.

= Zur Sicherung der Grenzabstédnde sowie einer stral3enbegleitenden Bebauung in
der Ottostral3e wurden anstelle der bisherigen Baugrenzen Baulinien entlang der
Ottostral3e sowie entlang der seitlichen Grundsticksgrenzen festgesetzt

= Mit Festsetzung von Baulinien wurde auch eine textliche Festsetzung als
Ausnahme ergénzt, die Regelungen zum Zuriicktreten von der Baulinie um bis zu
einem Meter bestimmt. Hierdurch hat sich die Nummerierung der nachfolgenden
textlichen Festsetzungen geandert.

= |n der bisherigen textlichen Festsetzung Nr. 7.1 (neu 8.1) wurde geandert, dass
im gesamten Plangebiet — und nicht nur im Baufeld 2 — mit Larmwerten von > 45
bis 50 dB(A) zu rechnen ist.

= |m Baufeld 2 wurde die zuldssige Gebaudehodhe auf 8,0 m Uber dem
Bezugspunkt reduziert. Fur technische Aufbauten darf die maximale
Gebaudehodhe um 1,0 m Uberschritten werden.

= Fir das Vorhaben wurde die Anzahl der Vollgeschosse auf zwingend drei
Vollgeschosse festgesetzt.

Der Planentwurf (Bearbeitungsstand: 15.12.2017) fur die zweite oOffentliche Auslegung
enthdalt die vorgenannten Erganzungen und Anderungen.

7.2 Anderungen bzw. Erganzungen der Begriindung

Aufgrund der vorgenannten Plan&nderungen bzw. -ergdnzungen und weiterer Hinweise
im Rahmen der Behdrdenbeteiligung wurde die Begriindung entsprechend Uberarbeitet.
AuRerdem wurden folgende Anderungen in die Begrindung zum Bebauungsplan
aufgenommen:
= Darlegung, dass sich das Vorhaben und somit die Anzahl der Mikroappartements
verkleinert hat (Kap. B3).
= Es wurde weiter ausgefuhrt, inwiefern eine Bebauung im Baufeld 1 nach § 34
BauGB zuldssig ware (Kap C2).
= Es wurde die zwingende Vorgabe der Bebauung mit drei Vollgeschossen
begrindet (Kap C2).
= Stadtebauliche Begriindung zur Festsetzung der Baulinien sowie der
Grenzabstande (C2.)
= Erlauterung, dass nachts an der sidwestlichen Seite des Baufeldes 1 wie auch
im Baufeld 2 punktuell AuRenl&rmwerte von tber 45 bis zu 50 dB(A) bestehen.
= Es wurde erganzt, dass die neuen Baume von der Vorhabentragerin auf ihre
Kosten und mit Herstellung der AuBenanlagen des Vorhabens anzupflanzen
sind. Es wurde auch dargelegt, dass hierzu nédhere Regelungen im
Durchfuihrungsvertrag zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan getroffen
werden.
= Es wurde die Begriindung zur Reduzierung der maximalen Gebaudehdhe im
Baufeld 2 von 8,5 m auf 8,0 sowie eine Uberschreitung von maximal 1,0 m fir
technische Aufbauten aktualisiert.

Die Begriindung (Bearbeitungsstand: 15.12.2017) flr die zweite offentliche Auslegung
enthélt die vorgenannten Erganzungen und Anderungen.
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8. Zweite dffentliche Auslegung

Durch diese nach der ersten 6ffentlichen Auslegung erfolgten Plananderungen war eine
zweite offentliche Auslegung des Planentwurfes erforderlich.

Die Deputation fur Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft
hat am 18. Januar 2018 beschlossen, dass der Entwurf des vorhabenbezogenen
Bebauungsplanes 126 (Bearbeitungsstand: 15.12.2017) einschlieR3lich Begriindung
aufgrund der nach der ersten 6ffentlichen Auslegung erfolgten Plananderungen gemaf 8
4a Abs. 3 in Verbindung mit § 3 Abs. 2 BauGB erneut 6ffentlich auszulegen ist (zweite
offentliche Auslegung).

Der Entwurf des vorhabenbezogene Bebauungsplans 126 (Bearbeitungsstand:
15.12.2017) hat in der Zeit vom 12.02.2018 bis 26.02.2018 gemalf § 3 Abs. 2 BauGB
beim Senator fur Umwelt, Bau und Verkehr erneut 6ffentlich ausgelegen. Gleichzeitig hat
Gelegenheit bestanden, vom Entwurf des Planes mit Begriindung beim Ortsamt
Neustadt/Woltmershausen Kenntnis zu nehmen.

Die Behorden und sonstigen Trager offentlicher Belange sind tber die zweite 6ffentliche
Auslegung gemal § 4a Abs. 3 BauGB unterrichtet worden.

9. Ergebnis der erneuten Beteiligung der Behérden und sonstigen Trager offentlicher
Belange und der offentlichen Auslegung

9.1 Die Architektenkammer Bremen hat mit Schreiben vom 16.02.2018 Folgendes mitgeteilt:

Der Ausschuss fir Stadtebau und Umweltplanung der Architektenkammer Bremen
begruf3t die Reduzierung der Gebaudehohe im Baufeld 2. Allerdings erscheint die
Reduzierung um lediglich 50 cm auf 8 m Traufhéhe nicht ausreichend. Eine Ableitung
dieser Hohe nach § 34 BauGB ist nicht zu erkennen. Fir eine geordnete Entwicklung
und zum Schutz der Nachbarschaft sollte das dreigeschossige Gebaude im Innenhof
eine Traufhdhe von 6,50 m nicht Gberschreiten. Wir verweisen auf unsere 1. Stellung-
nahme vom 16.08.2017.

Die Deputation fiir Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft
gibt dazu folgende Stellungnahme ab:

Die Stellungnahme der Architektenkammer ist inhaltlich gleich mit ihrer Stellungnahme
vom 17.08.2017. Auf Punkt 5.1 dieses Berichts wird verwiesen.

Die Deputation fir Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft
empfiehlt, der Stellungnahme aus den unter 5.1 genannten Griinden nicht zu folgen.

9.2 Der Beirat Neustadt hat in seiner Sitzung am 17.08.2017 folgenden Beschluss gefasst:

Der Beirat lehnt das im V+E-Plan 0126 dargestellte Vorhaben in der vorlegten Form
(15.12.2017) ab. Begrindung:

Vorbemerkung

Die Vorbemerkungen, die der Beirat zu dem V+E Plan 126 vom 18.08.2017 ausgefihrt
hat, treffen weiterhin zu. Erneut betont der Beirat Neustadt, dass die folgende
Stellungnahme sich ausschlielich auf dieses konkrete Projekt bezieht. Grundsatzlich
spricht sich der Beirat Neustadt flir eine sinnvolle, nachhaltige Innenentwicklung aus.
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Auch begrifit der Beirat Neustadt die Herstellung glinstigen Wohnraums fir Studenten
und Menschen mit schmalem Geldbeutel.

V+E Plan
1 . Reduzierung der tberbaubaren Grundsticksflache im Baufeld 1 in den
Randbereichen

Die Reduzierung an den norddéstlichen und sudwestlichen Grundstticksgrenzen um ca.
3,0 m in einer Breite von 4,0 m zu den Nachbargebauden Ottostraf3e 12 und 16 reicht
nicht aus. Die vorhandene Gebaudetiefe OttostralRe 12 betragt 10,0 m, die der Otto-
stralRe 16 betragt 9,0 m. Die geplante Gebéaudetiefe des Baufeldes 1 betragt 15,0 m und
ist damit unverhaltnismaRig. Es ist unverstandlich, warum nicht auf die vorhandenen
Gebaudetiefen Bezug genommen wird. Es geht nicht um die Einhaltung des
Bauordnungsrechtes, sondern um eine stadtebauliche Entwicklung, die sich an dem
Bestand orientiert und die nachbarschaftlichen Verhaltnisse ausreichend bertcksichtigt.
Aus Sicht des Beirats ware es richtig gewesen, die Baulinie auf die vorhandenen
Gebaudetiefen in der OttostraRe 12 und 16 und in einer Breite von mindestens einer
Reihenhausbreite (6,0 m) zurtickzunehmen, wie in der Ottostraf3e Ublich.

2. Reduzierung der Mikroappartements und verkehrliche Belastung

Die Reduzierung der Anzahl der Mikroappartements von 75 auf 73 Appartements ist aus
Sicht des Beirats nicht hervorzuheben. Die mit der hohen Anzahl der Appartements
verbundene verkehrliche Belastung der schmalen Ottostraf3e bleibt weiterhin bestehen.
Die Anzahl von 14 Stellplatzen fur 73 Wohneinheiten reicht bei weitem nicht aus. Es
bleibt unverstandlich, warum von der Stellplatzverordnung abgewichen werden soll,
obwohl die Neustadt bereits heute einem hohen Parkdruck ausgesetzt ist. Die
Argumentation des Beirats in seiner Stellungnahme vom 17.08.2018 zu diesem Punkt
bleibt weiterhin bestehen.

3. Baufeld 2

Die Hohe des Innenhofgebdudes wird mit 3 Vollgeschossen festgesetzt und ist damit
deutlich aus dem V+E-Plan zu entnehmen. Die Gesamthohe von 8,0 m ist auf einen
Bezugspunkt bezogen, der weiterhin nicht nachvollziehbar ist, weil nicht bekannt ist, wie
hoch das tiefer liegende Gelande im Innenhofbereich ist. Damit ist die
Nachvollziehbarkeit fur Nicht-Fachleute nur bedingt gewéhrleistet. Eine dreigeschossige
Bebauung im Innenhof Ottostraf3e/KantstralRe ist aus Sicht des Beirats weiterhin
uberdimensioniert. Eine gerechte Abwéagung zwischen dem 6ffentlichen Interesse,
neuen Wohnraum zu schaffen und den Interessen eines Quartiers, weiterhin akzeptable
Belichtungs- und Besonnungsverhéltnisse und eine vertretbare Verkehrsabwicklung
beizubehalten, wird nicht gesehen. Bei der Genehmigung des vorliegenden V+E Planes
fordert der Beirat Neustadt die zustéandigen Stellen dazu auf, geeignete Malinahmen zu
ergreifen, die eine Verschlechterung der verkehrlichen Situation in der Ottostral3e
verhindern.

(mehrheitlich)
i.V. Christoph Eggers

Die Deputation fir Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft
gibt dazu folgende Stellungnahme ab:

Zur ,Vorbemerkung“ des Beirats wird auf die Behandlung der Stellungnahme des Beirats
vom 17.08.2017 unter Punkt 5.2 dieses Berichts verwiesen.

Zu 1. ,Reduzierung der Bauflachen im Baufeld 1
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Eine Reduzierung der Gebdaudetiefe auf die Hauser Ottostrale 12 und 16 wirde
bedeuten, dass das Haus nur noch eine Tiefe von 10 m hatte. Diese Gebaudetiefe reicht
fir ein normales Wohnhaus, nicht aber fiir ein Studierendenwohnheim aus. Daher
orientiert sich die Gebaudetiefe an der Tiefe des Mehrfamilienhauses OttostrafRe 9, das in
etwa Uber die gleiche Gebaudetiefe wie das Vorhaben im Baufeld 1 verfugt.

Zu 2. 2. ,Reduzierung der Mikroappartements und verkehrliche Belastung:

Aufgrund der Lagevorteile des Vorhabenstandorts (N&he zentraler Versorgungsbereich
PappelstraRe und Hochschule Bremen), der sehr guten OPNV-Anbindung sowie der
bestehenden Alternativen zur Nutzung eines eigenen PKW kann der Auffassung des
Beirats, dass die ausgewiesenen Stellplatze fiir das Vorhaben zu gering sind, nicht
gefolgt werden. Im Ubrigen wird auf die Behandlung der Stellungnahme des Beirats vom
17.08.2017 unter Punkt 5.2 dieses Berichts verwiesen.

Zu 3. ,Baufeld 2“
Zum Thema Bebauungsdichte im Baufeld 2 wird auf die Behandlung der Stellungnahme
des Beirats vom 17.08.2017 unter Punkt 5.2 dieses Berichts verwiesen.

Die Deputation fir Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft
empfiehlt, der Stellungnahme aus den unter. genannten Griinden nicht zu folgen.

9.3 Die Ubrigen Behérden und sonstigen Tréger offentlicher Belange haben gegen die
Planung keine Einwendungen.

10. Stellungnahmen der Offentlichkeit

Anlasslich der erneuten 6ffentlichen Auslegung sind Stellungnahmen aus der
Offentlichkeit eingegangen. Diese Stellungnahmen sowie die dazu abgegebenen
Empfehlungen der Deputation fir Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und
Landwirtschaft sind in der Anlage zum Bericht der Deputation aufgefiihrt. Hierauf wird
verwiesen.

11. Anderungen des Planentwurfes und der Begriindung nach der erneuten offentlichen
Auslegung
Nach der erneuten offentlichen Auslegung und der gleichzeitig durchgefuhrten
Behdrdenbeteiligung sind der Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplans und die
Begriindung erganzt worden.

7.1 Erganzungen des Planentwurfes

Der Planentwurf ist infolge von Hinweisen im Rahmen der Offentlichkeits- und
Behordenbeteiligung wie folgt erganzt worden:

= Die ortliche Bauvorschrift Nr. 4 ist prazisiert worden, dass auf3er im Bereich von
Stellplatzanlagen als Einfriedungen nur standortgerechte, heimische Laubhecken
(z.B. Fagus sylvatica; Rotbuchenhecke) zulassig sind.

= Zudem ist in der Planunterlage ein redaktioneller Hinweis zu einem Flurstiick
auR3erhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplanes aufgenommen worden.
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Der beigefugte Planentwurf (Bearbeitungsstand: 15.03.2018) enthalt die vorgenannte
Erganzung.

Die Deputation fur Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft
empfiehlt, der vorgenannten Planerganzung zum Entwurf des vorhabenbezogenen
Bebauungsplanes 126 zuzustimmen.

7.2 Erganzungen der Begriindung

Aufgrund der vorgenannten Planerganzung und weiterer Hinweise im Rahmen der
Behordenbeteiligung wurde die Begrindung entsprechend Uberarbeitet. Au3erdem
wurden folgende Anderungen in die Begriindung zum Bebauungsplan aufgenommen:

» Im Kap. 6 ,Umweltbelange” wurde erganzt, dass sich die Anpflanzung neuer
Baume im Plangebiet positiv auf das Mikroklima im Plangebiet auswirkt.

* |Im Kap. B 2 ,Geltendes Planungsrecht” wurde erganzt, dass das Gebaude im
Baufeld 1 im Grundsatz nach seiner Gebaudehdhe und Gebaudetiefe nach § 34
BauGB errichtet werden kénnte, jedoch nicht das Gebaude im Baufeld 2.

* Im Kap. C 3 “ErschlieBung / Ortliche Bauvorschriften“ wurde erganzt, warum nur
Hecken als Einfriedungen in den Bereichen zuldssig sind, in denen diese nicht
zeichnerisch festgesetzt sind. Es wird dargelegt, dass im Bereich von
Stellplatzanlagen keine Hecken gepflanzt werden miissen. Des Weiteren wird die
Bezugshodhe benannt sowie die 6rtliche Bauvorschrift begriindet, warum die
geschlossenen Teile von Gebaudefassaden mindestens zu 25% zu begriinen
sind.

Die beigeflgte Begrindung (Bearbeitungsstand: 15.03.2018) enthalt die vorgenannten
Erganzungen.

Die Deputation fur Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft
empfiehlt, der ergdnzten Begriindung (Bearbeitungsstand: 15.03.2018) zuzustimmen.

B) Beschluss

Die Deputation fur Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft
bittet den Senat und die Stadtbirgerschaft, den vorhabenbezogenen Bebauungsplan 126
(zugleich Vorhaben- und ErschlieBungsplan) zur Errichtung von zwei Wohngebauden fur
Studierende zwischen der OttostraBe und der Kantstrale in Bremen-Neustadt
(Bearbeitungsstand: 15.03.2018) in Kenntnis der eingegangenen Stellungnahmen und
ihrer empfohlenen Behandlung zu beschlie3en.

Vorsitzender Senator

Begrindung

zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan 126

Vorlaufige, unredigierte Fassung — Parlamentsdokumentation der Bremischen Birgerschaft



-15-

(zugleich Vorhaben- und ErschlieBungsplan) zur Errichtung eines
Studierendenwohnheims (Appartements) mit zwei Gebauden zwischen der OttostralRe
und der Kantstral3e in Bremen-Neustadt

(Bearbeitungsstand: 15.03.2018)

A) Plangebiet
Das Plangebiet liegt im Ortsteil Stidervorstadt und umfasst die Flursticke 1300, 1301
und 1280/2 in der Flur VL12. Es ist rd. 1.660 m2 grof3 und wird grundséatzlich wie folgt
begrenzt:

e im Nordwesten durch die Garten der Wohnbebauung KantstraBe 104-122
(Flurstiicke 1261, 1262, 1263, 1264, 1265, 1266, 1267/1, 1267/2, 1267/3, 1267/4),

e im Nordosten durch den Hinterhof des Grundstiicks OttostralRe 9 (Flurstiick 1296),

e im Sldosten durch die Garten der Wohnbebauung Ottostrale 10-12 (Flurstiicke
1297, 1298, 1299) sowie durch die Ottostral3e

e im Sudwesten durch das Grundstiick Ottostral3e 16 (Flurstiick 1303/5) und einen
Garagenhof (Flurstiick 1280/1).

Mafgeblich fur den Geltungsbereich ist die Abgrenzung in der Planzeichnung des
vorhabenbezogenen Bebauungsplans.

B) Ziele, Zwecke und Erforderlichkeit des Bebauungsplanes

1. Entwicklung und Zustand

Das Vorhabengebiet umfasst eine ehemalige landwirtschaftliche Hofstelle mit
Wohnhaus in der Ottostral3e 14 sowie das Nachbargrundstiick OttostraRe 13, auf dem
ein Wohngebéude steht. Der landwirtschaftliche Betrieb entstand vor ca. 140 Jahren, als
es in der Ottostrale noch keine Wohnbebauung gab. Vor zehn Jahren wurde die
landwirtschaftliche Nutzung in der OttostralRe aufgegeben bzw. verlagert. Da sich fir die
landwirtschaftlichen Immobilien in der OttostralRe keine Nachnutzungen gefunden
haben, stehen die baulichen Anlagen der Hofstelle leer und verfallen zunehmend.

Die Hofstelle ist von Wohnbebauung, tberwiegend in Form von "Bremer Hausern",
umgeben. Sie liegt grofR3teils in einem Innenhof, an dem im Sudwesten ein Garagenhof
und im Nordosten ein Garten mit einer Moschee angrenzt. Der Innenhof ist nahezu
vollstandig versiegelt. Im Hof befindet sich ein Birnbaum. Das Gelande fallt gegentber
dem Stral3enniveau der Ottostraf3e um ca. einen Meter ab. Der Hofbereich ist von der
OttostralRe aus nicht einsehbar, da das zum landwirtschaftlichen Betrieb zugehdrige
Wohnhaus (Ottostral3e 14) den Blick auf den Hof versperrt.

Die nachstgelegenen Nahversorgungsmoglichkeiten bestehen mit einem Supermarkt in
weniger als 100 m Entfernung in der Gastfeldstrale sowie des Weiteren in rd. 300 m
Entfernung im zentralen Versorgungsbereich der Pappelstra3e. Im Kreuzungsbereich
Gastfeldstral3e/Friedrich-Ebert-Strale besteht mit der Haltestelle Gastfeldstral3e
ebenfalls in rd. 300 m Entfernung ein OPNV-Anschluss an die StralRenbahnlinie 6
(Richtungen Universitat und Flughafen) sowie an die Buslinie 26/27 (Richtungen
Uberseestadt/Findorff und Huckelriede). Die Bushaltestelle der Linie 26/27 in der
Meyerstralie ist rd. 200 m vom Plangebiet entfernt, so dass das Plangebiet gut an den
OPNV angeschlossen ist. Am sudlichen Ende der Ottostrale besteht eine Car-Sharing-
Station mit vier PKW. Die Hochschule Bremen an den Neustadtswallanlagen ist rd. 1.300
m entfernt.

2. Geltendes Planungsrecht

Der Flachennutzungsplan Bremen stellt fir das Plangebiet eine Wohnbauflache dar.
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Der Vorhabenbereich liegt in keinem Geltungsbereich eines Bebauungsplans. Die
Zulassigkeit von Vorhaben richtet sich bisher nach § 34 BauGB ("Zulassigkeit von
Vorhaben innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile"). Das Gebaude im
Baufeld 1 kdnnte im Grundsatz nach seiner Geb&dudehthe und Gebaudetiefe nach § 34
BauGB errichtet werden. Fir das Gebaude im Baufeld 2 gilt dies nicht.

3. Planungsziele und Erforderlichkeit des Bebauungsplanes

Die Vorhabentragerin ist eine Gesellschaft der Eigentimerfamilie des ehemaligen
Landwirtschaftsbetriebes. Sie beabsichtigt die baulichen Anlagen der Hofstelle sowie
auch die beiden Wohnh&user Ottostraf3e 13-14 abzureilen und zwei Gebaude mit
Wohnungen fur Studierende zu errichten. Ein Gebaude soll anstelle der Wohnhauser
Ottostralle 13-14 und ein Gebaude im Innenhof entstehen. Insgesamt sollen bis zu 73
Appartements fur Studierende geschaffen werden. Zudem ist die Errichtung einer
Wohnung fuir die Eigentimer vorgesehen.

Anlass der Planung ist zum einen die Absicht der Nachnutzung der brachliegenden
Hofstelle und somit auch der Vermeidung der Entstehung eines stadtebaulichen
Missstandes sowie zum anderen der Mangel an Wohnraum fiir Studierende in Bremen,
insbesondere in den zentralen Lagen. Vor diesem Hintergrund hat der Senat der Freien
Hansestadt Bremen am 24.02.2015 im Rahmen des Bremer Buindnisses fir Wohnen mit
dem 2. Wohnraumférderungsprogramm auch beschlossen, dass studentische
Wohnformen in dem Wohnraumférderungsprogramm besondere Beriicksichtigung
finden sollen.

Aufgrund der Nahe zur Hochschule Bremen am Neustadtswall, des guten OPNV-
Anschlusses und der stadtebaulich integrierten Lage verfugt das Plangebiet Gber gute
Voraussetzungen fir die Errichtung von dringend benétigtem Wohnraum fur Studierende
in der Bremer Neustadt. Mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan 126 soll eine
geordnete stadtebauliche Entwicklung fur die Errichtung von zwei Wohngebauden flr
Studierende erreicht werden.

Die stadtebauliche Planung sieht vor, entlang der OttostraRe ein viergeschossiges
Gebaude mit bis zu 43 Appartements sowie einer kleinen Wohnung fur die Eigentiimer
zu errichten. Im Erdgeschoss befindet sich ein rd. 8 m breiter Zugangsbereich, der auch
als Einfahrt das zweite, im Innenhof gelegene Gebaude mit einigen PKW-Stellplatzen
verkehrlich erschlie3t. Der Innenhof liegt rd. 1 m niedriger als die OttostralBe. Das
Gebaude im Innenhof verfugt Uber drei Geschosse und ein Flachdach, das mindestens
zu 80% zu begriunen ist. Es beinhaltet 30 Appartements. Sein Erdgeschoss dient zum
Teil der Unterbringung von Kraftfahrzeugen. Der Zugang zu dem Gebaude erfolgt Gber
den Innenhof. Innerhalb des Geb&udes gibt es entlang der nordwestlichen Gebéudeseite
eine geschlossene Laubengangerschlieung, so dass die Wohnraume mit ihren
Fenstern zum Innenhof und nicht zu den Nachbargarten der Wohnhauser der Kantstral3e
ausgerichtet sind. Somit wird eine "ruhige" Geb&udeseite entlang der Bestandsgarten
ausgebildet.

Die Appartements der beiden Geb&ude sind Uberwiegend ca. 21 m2 grol3, wobei im
Dachgeschoss des Gebdudes an der Ottostra3e vereinzelt, bedingt durch die
Dachschréage, kleinere Appartements geschaffen werden. Die Wohnung fir den
Eigentiimer der ehemaligen Hofstelle ist rd. 48 m2 grol3.

Das Wohngeb&ude im Innenhof héalt zu den Nachbargrundstiicken einen Abstand von
mindestens 3,60 m ein. Die Freiflachen zu den Nachbargrundstiicken werden begrint,
an der Westseite erfolgt in Teilen eine Fassadenbegrinung. Zusammen mit der
Dachbegriinung und der Anlage einer Grinflache zwischen den beiden Gebauden des
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Studierendenwohnheims wird das Grinvolumen im Plangebiet gegenliber der bisher
nahezu vollstandig versiegelten Hofflache zuklnftig erhoht. Dies wirkt sich nicht nur
positiv auf die Gestaltung, sondern auch auf das Mikroklima im Innenhof und den
Regenwasserabfluss aus.

Mit Realisierung der Vorhabenplanung wird eine innerstadtische, brachliegende
Hofstelle fir den Wohnungsbau nachgenutzt. Die Planung stellt damit eine MalRhahme
der Innenentwicklung dar und dient einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung, die auf
eine Begrenzung des Freiflachenverbrauchs abzielt. Die Aufstellung des
vorhabenbezogenen Bebauungsplans erfolgt auf Grundlage des § 13a Baugesetzbuch
(BauGB) im beschleunigten Verfahren ("Bebauungsplan der Innenentwicklung”). Die
Voraussetzungen hierfir liegen vor, denn das Plangebiet befindet sich in einem von
Siedlungstétigkeit gepragten Gebiet der Stadt und die Gberbaubare Grundstiicksflache
im Sinne von 8§ 19 Abs. 2 Baunutzungsverordnung (BauNVO) betragt weniger als 20.000
m2. Die Planung begriindet auch nicht die Zulassigkeit von Vorhaben, die eine
Umweltvertraglichkeitsprifung nach der Anlage 1 zum
Umweltvertraglichkeitsprifungsgesetz (UVPG) bzw. nach Landesgesetz erfordern und
bereitet diese auch nicht vor. Es bestehen auch keine Anhaltspunkte fir eine
Beeintrachtigung der in 8 1 Abs. 6 Nr. 7b BauGB genannten Schutzgditer.

C) Planinhalt
1. Art der baulichen Nutzung

Die im Plangebiet zuldssigen Nutzungsarten werden durch zeichnerische und textliche
Festsetzungen des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 126 bestimmt. In diesem wird
kein Baugebiet gemdald Baunutzungsverordnung (BauNVO), sondern ein
Studierendenwohnheim mit zwingend drei Vollgeschossen, das sich auf zwei Baufelder
verteilt, festgesetzt. Mit den Regelungen im Durchfiihrungsvertrag wird das Vorhaben
"Zwei Wohngebéaude fir Studierende" konkretisiert.

Mit der Beschrankung der Zuléassigkeit auf zwei Wohngeb&aude fur Studierende wird
planungsrechtlich eine spezielle Wohnnutzung als Nachfolgenutzung der Landwirtschaft
gesichert. Andere Nutzungen, die ansonsten z.B. in Allgemeinen Wohngebieten gemaf
§ 4 BauNVO zulassig waren, werden damit ausgeschlossen. Die Appartements fur die
Studierenden kénnen auch von Auszubildenden genutzt werden, denn es geht darum,
Wohnraum fir Menschen zu schaffen, die sich in einer Ausbildung befinden. Dabei ist
nicht entscheidend, ob diese studieren oder eine herkdmmliche Berufsausbildung
machen.

Die kleine Wohnung fir die Eigentiimer ist erforderlich, da mit dem Abriss des Hauses
OttostraRe 14 das Wohngebaude der Betreiber der ehemaligen Landwirtschaft nicht
mehr zur Verfligung steht. Die Wohnung dient im Sinne eines Altenteilers als Wohnraum
fur den bisherigen Inhaber der Landwirtschaft.

2. Mafd der baulichen Nutzung, Bauweise und Uberbaubare Grundstiicksflache

Das Mal der baulichen Nutzung wird durch die Festsetzung der maximal zuldssigen
Grundflache, der zwingenden Zahl von drei Vollgeschossen sowie durch die maximal
zulassige First- und Traufhthe bzw. die Gebaudehdhe bei dem Flachdachgebaude
beschrankt.

Die zuldssige Grundflache GR gibt an, wieviel Quadratmeter Grundflache durch das
Vorhaben maximal im Plangebiet bebaut werden darf. Sie betragt im Plangebiet 890 m?,
die innerhalb der Baugrenzen auf die beiden Baufelder aufzuteilen sind. Mit der
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Begrenzung der Gberbaubaren Grundstticksflache erfolgt gegentber der bisher nahezu
vollstandigen Versiegelung des Vorhabengebietes eine Teilentsieglung.

Gemall 8§ 19 Abs. 4 BauNVO darf die zuldssige Grundflache durch Garagen und
Stellplatze mit ihren Zufahrten sowie durch Nebenanlagen um bis zu 50%, maximal
jedoch bis zu einer Grundflachenzahl (GRZ) von 0,8 Uberschritten werden. Gemal der
Vorhabenplanung betragt die GRZ, die sich aus der Uberbauung durch die
Hauptgebaude sowie durch die Stellplatze mit ihren Zufahrten ergibt, 0,6. Die 0,6 wird
erreicht, indem der Abflussbeiwert der Stellplatze und Zufahrten 0,5 nicht Giberschreitet.
N&ahere Regelungen hierzu werden im Durchfiihrungsvertrag getroffen.

Die Vorhabenplanung sieht die Errichtung von zwei Gebduden fir das
Studierendenwohnheim mit jeweils drei Vollgeschossen vor. Dementsprechend wird im
vorhabenbezogenen Bebauungsplan festgesetzt, dass jedes Geb&aude mit zwingend
drei Vollgeschossen errichtet wird. Die Festsetzung sichert damit die
Vorhabenkonzeption und die mit ihr angestrebte Bebauungsdichte zur Schaffung von
Appartements fur Studierende. Die Begrenzung der Geb&udevolumina erfolgt tGiber die
maximal zulassigen Gebaude- bzw. First- und Traufhthen in Kombination mit der
Begrenzung der Uberbaubaren Grundstiicksflachen sowie der Festsetzung von
Dachformen. Die Bezugshohe ist die Ottostral’e, und zwar ihre H6henlage in dem
Stral3enabschnitt der jeweils vor der Mittelachse der Fassade des geplanten Geb&udes
liegt. Diese Regelung sorgt fur Rechtssicherheit und Klarheit bezuglich der
Hohenentwicklung der baulichen Anlagen. Der in der Planzeichnung vorgesehene
Hohenpunkt ist lediglich informatorisch und bildet nicht den Bezugshdhenpunkt fir die
baulichen Anlagen.

Die im Bebauungsplan festgesetzten Hohen der baulichen Anlagen leiten sich zum einen
aus der stadtebaulichen Konzeption fur das Plangebiet sowie zum anderen aus der
Umgebung ab. So betragt die maximal zulassige Firsthohe des Wohngebaudes entlang
der OttostralRe 15 m und die maximale Traufhéhe 10,5 m tber dem Bezugspunkt. Das
Gebaude ist mit einem Satteldach zu errichten, so wie es bei der Mehrzahl der Gebaude
in der OttostraBe der Fall ist. Insofern wird hier Bezug auf die bestehende
Dachlandschaft der OttostraBe genommen. Die festgesetzten maximalen First- und
Traufhdhen im Baufeld 1 ermdéglichen eine Bebauung mit drei Vollgeschossen sowie
einem Dachgeschoss, wie sie bereits in der Ottostrafl3e bestehen (z.B. Haus Nr. 9, 106,
108, 112, 113). Die Hohen nehmen Bezug zur Umgebung, auch wenn die beiden
unmittelbar angrenzenden Wohngebaude geringere Hohen haben. Ein Gebaude mit
einer Firsththe von 15 m durfte auch nach § 34 BauGB ("Zulassigkeit von Vorhaben
innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile") errichtet werden.

Fir das Gebaude im Innenhof ist nur eine maximale Hohe von 8,0 m Uber dem
Bezugspunkt sowie nur ein Flachdach zuléssig, das zudem zu begriinen ist. Mit diesen
Regelungen soll im Innenhof die bauliche Dichte begrenzt werden, da nordéstlich und
nordwestlich Garten sowie Wohngebaude angrenzen. Vor diesem Hintergrund wurde flr
dieses Gebaude im Baufeld 2 auch eine offene Bauweise festgesetzt, so dass zu den
Nachbargrundstiicken ein Grenzabstand eingehalten werden muss. Da der
Innenhof rd. 1 m tiefer als die Ottostralle liegt, ermdglicht die Festsetzung die
vorgegebene dreigeschossige Bebauung, von der das Erdgeschoss in Teilen fir die
Unterbringung von Stellplatzen genutzt wird.

Die oben genannte Begrenzung der Gebaudehdhen sowie die Vorgabe, im Innenhof nur
ein Flachdach errichten zu dirfen, dient auch der Begrenzung des Schattenwurfs
gegeniuber der nordwestlich angrenzenden Wohnbebauung der KantstraRe. So lasst
sich in einer Schattensimulation feststellen, dass beim Sonnenhdchststand im Jahr die
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Hauptgebaude der KantstrafRe durch das Vorhaben gar nicht verschattet werden und die
Garten nur in einem Zeitraum morgens zwischen ca. 6.00 und 10.00 Uhr. Zur Tag- und
Nachtgleiche findet eine vorhabenbedingte Verschattung der Wohngebaude in der
Kantstral3e nur in den frilhen Morgenstunden zwischen ca. 7.00 und 8.30 Uhr statt. Die
Anbauten in den Garten werden bis spatestens ca. 13.30 Uhr verschattet. Am tiefsten
Sonnenstand im Winter erfolgt eine partielle Verschattung der Hauptgebdude in der
Kantstral3e durch den an der OttostralRe geplanten Baukorper des Vorhabens bis ca.
11.30 Uhr sowie der Anbauten in den Géarten bis ca. 14.30 Uhr.

Die Ergebnisse der Schattensimulation zeigen, dass trotz der Bebauung im Innenhof
eine ausreichende Besonnung der Hauptgeb&dude in der Kantstral3e gegeben ist, zumal
die gemaR Bremer Landesbauordnung erforderlichen Abstandsflachen eingehalten
werden. Auch die sehr schmalen und zum grof3ten Teil mit Nebenanlagen tberbauten
Garten der Wohnbebauung der Kantstral3e werden, abgesehen von den Wintermonaten
mit den niedrigsten Sonnenstanden, weiter besonnt.

Fur die nordlich an das Wohnhaus in der Ottostrale angrenzende ein- bis
zweigeschossige Wohnbebauung erfolgt aufgrund der grenzstindigen Bauweise, der
niedrigen GebaudehOhen sowie der nur rd. 55 m tiefen Garten eine groliere
Verschattung durch das Vorhaben. Allerdings wurde der Entwurf fir das Gebaude im
Baufeld 1 wahrend des Planverfahrens so modifiziert, dass gegenuber dem nordlich
angrenzenden Garten des Hauses OttostraBe 12 ein Grenzabstand mit
nachbarschutzender Wirkung eingehalten wird. Entsprechend einer Beurteilung nach 8§
34 BauGB wird ein seitlicher Grenzabstand in einer Breite von ca. 3,92 m eingehalten.
Diese Breite entspricht Dreiviertel des nach § 6 Abs. 5 Bremischer Landesbauordnung
(BremLBO) erforderlichen Grenzabstandes bei einer offenen Bauweise. Zu der
nordwestlichen Grundstiicksgrenze, also zum Innenhof, wird der nach BremLBO
erforderliche Mindestabstand von 3,0 m eingehalten. Mit dem Abriicken des Gebaudes
im Baufeld 1 um ca. 3,92 m auf einer Tiefe von 3,0 m wird die Verschattung des
nordéstlich angrenzenden Nachbargrundstiicks reduziert. Aufgrund der engen und
grenzstandigen Bebauung in der OttostralRe wird die verbleibende Verschattung fur
stadtebaulich vertretbar gehalten, zumal die Gebaudetiefe des Vorhabens im Baufeld 1
auch nach § 34 BauGB zulassig ist.

An der stidwestlichen Gebaudeseite wird ebenfalls aus Grlinden des Nachbarschutzes
der gleiche Grenzabstand von ca. 3,92 m eingehalten, auch wenn hier im Bestand
bereits seit vielen Jahren eine Scheune auf gesamter Lange der Grundsticksgrenze
steht und keine Verschattung durch den Neubau erfolgt.

Im Bebauungsplan ist geregelt, dass die maximale Gebaudehthe im Baufeld 2 fur
technische Aufbauten um bis zu 1,0 m ausnahmsweise Uberschritten werden kann.
Diese Regelung wurde getroffen, um Anlagen zur Nutzung von Solarenergie auf dem
Flachdach errichten zu kénnen. In diesem Zusammenhang setzt der Bebauungsplan
auch fest, dass zur Forderung der Solarenergienutzung bei der Errichtung von
Hauptgebauden die tragenden Konstruktionen der Dachflachen statisch so auszubilden
sind, dass die Errichtung von Solarenergieanlagen maglich ist.

Entsprechend der Vorhabenplanung wird innerhalb des Plangebietes die Uberbaubare
Grundstucksflache durch Baulinien und Baugrenzen bestimmt. Eine Baulinie wird zur
Sicherstellung und Fortfihrung der in der OttostraRe bestehenden stralRenbegleitenden
Bebauung festgesetzt. Mit den beiden seitlichen Baulinien wird zum einen entlang der
Nachbargebaude die geschlossene Bauweise gesichert und zum anderen entlang der
Garten ein Grenzabstand gesichert. Gegentber dem Innenhof wird lediglich eine
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Baugrenze festgesetzt, die auch ein Zurlcktreten des Gebaudes oder von
Gebaudeteilen ermdglicht.

Ausnahmsweise kann fur Gebaudeteile ein Zurilicktreten von den Baulinien bis zu einer
Tiefe von einem Meter zugelassen werden. Diese Regelung des vorhabenbezogenen
Bebauungsplanes wurde getroffen, um mehr Spielraum bei der Fassadengestaltung zu
erhalten. Weitergehende Regelungen zur Fassadengestaltung werden im
Durchfuhrungsvertrag zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan getroffen.

Die Uberbaubare Grundstiicksflache im Innenhof wird auf ein Baufeld begrenzt, das mit
Baugrenzen gebildet wird. Damit hier zu allen Seiten mindestens ein Grenzabstand
eingehalten wird, setzt der Bebauungsplan fur dieses Baufeld 2 eine offene Bauweise
fest. FUr das Gebaude entlang der Ottostral3e (Baufeld 1) wird eine geschlossene
Bauweise festgesetzt, so dass hier eine grenzstandige Bebauung zu errichten ist.

Zur stadtebaulichen Ordnung bestimmt der Bebauungsplan, dass Garagen und
Stellplatze nur innerhalb der Uberbaubaren Grundstiicksflache sowie innerhalb der
jeweils fur sie festgesetzten Flachen zul&ssig sind. Mit diesen Festsetzungen erfolgt eine
Gliederung des Innenhofs in eine ErschlieBungs- und Stellplatzflache sowie in eine
unbebaute Freiflache, die unter anderem mit Baumen bepflanzt werden soll.

3. ErschlieRung, Stellplatze / Ortliche Bauvorschriften (gem. § 85 Abs. 3 BremLBO)

Das Plangebiet ist Uber die Ottostralie erschlossen. Durch eine Hofzufahrt, die es auch
schon bei der bisherigen landwirtschaftlichen Nutzung gegeben hat, gelangen die
Kraftfahrzeuge in den Innenhof, in dem die Kfz-Stellplatzflachen vorgesehen sind. Der
Ein- und Ausfahrtsbereich halt Abstand zu den Nachbargrundstiicken und wird zur
Sicherung dieses Abstands im Bebauungsplan festgesetzt. Die Kfz-Stellplatzzahl belauft
sich auf 14 inklusive eines Behindertenstellplatzes.

Drei zusatzliche 6ffentliche Parkplatze sollen in der OttostraRe gegentberliegend der
ehemaligen Toreinfahrt angeordnet werden. Dieser Bereich ist bislang auf einer Lange
von rd. 20 m durch StraRRenpoller fir das Parken gesperrt. Die Poller hatten den Zweck,
einen ausreichenden Kurvenradius zum Ein- und Ausfahren der landwirtschaftlichen
Fahrzeuge sicherzustellen. Da hier keine landwirtschaftlichen Fahrzeuge mehr
verkehren, kénnen die Poller entfernt und zuséatzliche o6ffentliche Parkplatze im
Strallenraum hergestellt werden. Nahere Regelungen hierzu werden im
Durchfuhrungsvertrag getroffen.

Uber eine 6rtliche Bauvorschrift setzt der Bebauungsplan abweichend vom § 3 Abs. 1
des Stellplatzortsgesetzes (StellplOG) fest, dass die Richtzahl zur Ermittlung der
notwendigen Kfz-Stellplatze fur Studentenwohnheime nur 1 Stellplatz je 6 Betten und
nicht je 5 Betten betragt. Diese Festsetzung des Bebauungsplans begriindet sich in der
Nahe des Vorhabens zur Hochschule Bremen sowie des Carsharing-Standortes
OttostraRe/ Thedinghauser StraBe und in der guten OPNV-Anbindung, so dass von
einem geringeren Kfz-Bedarf der im Plangebiet wohnenden Studierenden ausgegangen
werden kann. Aufgrund der beengten Grundstlicksverhéltnisse sowie der begrenzten
Anzahl der Stellplatze kdnnen, abweichend von § 10 Abs. 4 StellplOG, die erforderlichen
Baume nach StellplOG auch auf3erhalb der Stellplatzflache an anderer Stelle innerhalb
des Plangebietes gepflanzt werden.

Um zugleich die Benutzung des Fahrrades attraktiver zu gestalten, setzt der
Bebauungsplan ebenfalls abweichend vom StellplOG fest, dass die Richtzahl zur
Ermittlung der notwendigen Fahrradabstellplatze fur Studentenwohnheime 1 Stellplatz
je Bett, anstelle von 1 Stellplatz fur 1,5 Betten, betragt. Damit ist sichergestellt, dass
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jeder Studierende in der Wohnanlage grundsatzlich Gber mindestens einen Gberdachten
und abschlieBbaren Fahrradabstellplatz verfugt.

Im Bebauungsplan wird Uber eine ortliche Bauvorschrift geregelt, dass im Bereich von
Stellplatzanlagen als Einfriedungen nur standortgerechte, heimische Laubhecken (z.B.
Fagus sylvatica; Rotbuchenhecke) zulassig sind. Zaune sind nur durch die Hecke
verdeckt bis zu einer Hohe von maximal 1,3 m zulassig. Die Hecken dienen der
Begrinung des Innenhofes an seinen Grenzen. Entlang von Stellplatzanlagen muss
keine Hecke gepflanzt werden. Hier kann zur raumlichen Abgrenzung zwischen
Stellplatzanlage und angrenzendem Garten auch z.B. eine Mauer errichtet werden. Die
vorgenannten H6henmalRe beziehen sich auf die Oberkante der anschliel3enden
Verkehrsflache. Des Weiteren wird als Bauvorschrift vorgegeben, dass die
geschlossenen Teile von Gebaudefassaden mindestens zu 25% zu begrinen sind. Die
Fassadenbegriindung erfolgt aus gestalterischen Grinden, wirkt sich aber auch positiv
auf das Mikroklima aus.

4, Entwasserung und Entsorgung

Das Plangebiet ist bereits bebaut und an die Ver- und Entsorgungssysteme in der
Ottostral3e angeschlossen, so dass sich an der technischen Erschliel3ung nichts andert.
In der Ottostral’e liegt ein Mischwasserkanal DN 350, an den der bisherige
landwirtschaftliche Hof angeschlossen war.

Eine Versickerung von Regenwasser ist aufgrund bindiger und undurchlassiger
Bodenschichten (Schluffe, Tone, Auenlehm) unterhalb von Sandauffillungen sowie
gespannter Grundwasserverhaltnisse nicht moglich. Daher ist das Regenwasser in den
Kanal in der Ottostrale abzufiihren. Allerdings wird zur Reduzierung des
Regenwasserabflusses fur das Innenhofgeb&ude eine Dachbegriinung festgesetzt. Das
Flachdach ist mindestens zu 80% zu begriinen. 20% der Dachflache konnen fir
technische Aufbauten genutzt werden. Die Oberflachen von Zufahrten und Stellplatzen
sollen aus einem wasserdurchlassigen Material hergestellt werden. Dabei ist jedoch
aufgrund der bindigen Untergrundverhaltnisse darauf zu achten, dass der Unterbau eine
ausreichende Machtigkeit zur Aufnahme des Regenwassers aufweist. Hierzu werden
entsprechende Regelungen im Durchfihrungsvertrag zum vorhabenbezogenen
Bebauungsplan 126 vereinbart.

Die Mullentsorgung erfolgt Gber Abstellanlagen fur Millbehéalter innerhalb der Gebaude
bzw. im Innenhof. Am Tag der Mdullabfuhr werden die Millsammelgefaf3e in den
ausreichend breiten Zufahrtsbereich gestellt, der direkt an die 6ffentliche Verkehrsflache
der OttostralRe angrenzt.

5. Immissionsschutz

Die Larmkarten des Senators fur Umwelt, Bau und Verkehr stellen fur das Plangebiet
durch den StralRenverkehr verursachte Aul3enlarmwerte tagsiber von tber 50 bis zu 55
dB(A) dar. Damit werden die Orientierungswerte des Beiblatts 1 der DIN 18005
"Schallschutz im Stadtebau" fur Allgemeine Wohngebiete tagsiber eingehalten.

Fur den Nachtzeitraum werden mit AuRenlarmwerten entlang der Ottostral3e von Uber
40 bis zu 45 dB(A) ebenfalls die Orientierungswerte der DIN 18005 fur Allgemeine
Wohngebiete nachts eingehalten. Allerdings bestehen nachts im Baufeld 2 sowie an der
stidwestlichen Seite des Baufeldes 1 punktuell Au3enlarmwerte von Uber 45 bis zu 50
dB(A). Damit werden die Orientierungswerte um bis zu 5 dB(A) Uberschritten, die
Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV (Verkehrslarmschutzverordnung) jedoch
eingehalten. Angesichts der stadtebaulich integrierten Lage des Vorhabengebietes und
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im Interesse der angestrebten Innenentwicklung wird die punktuelle Uberschreitung der
Orientierungswerte der DIN 18005 fur vertretbar gehalten, wenn ein ausreichender
Schallschutz fur AufenthaltsrAume im Geb&udeinneren — insbesondere wahrend der
Nachtzeit — sichergestellt ist. Daher wird im Bebauungsplan festgesetzt, dass durch
geeignete bauliche Malinahmen (z.B. schallabsorbierende Ausbildung der
Fensterlaibung) sicherzustellen ist, dass in den zu Aufenthaltszwecken dienenden
Wohnraumen der Mittelungspegel von 30 dB(A) nachts bei freier Belliftung (gekipptes
Fenster) nicht Uberschritten wird. Der Nachweis hierfir hat im Einzelfall mit den
Bauvorlagen im bauaufsichtlichen Verfahren zu erfolgen. Mit der vorgenannten
Regelung kénnen gesunde Wohnverhaltnisse im Plangebiet gesichert werden.

6. Klimaschutz

Die Stellung der baulichen Anlage des Studierendenwohnheims ermdglicht die Nutzung
von Solarenergie. Um diese Nutzung zu fordern, setzt der Bebauungsplan fest, dass bei
Errichtung von Gebauden die tragenden Konstruktionen der Dachflachen statisch so
auszubilden sind, dass die Errichtung von Anlagen zur Nutzung von Solarenergie
mdglich ist. Die Festsetzung zielt damit auf MalRnahmen zum Klimaschutz ab.

7. Altlasten / Kampfmittel

Es liegen keine konkreten Anhaltspunkte fir das Vorhandensein von Altlasten und/oder
schadlichen Bodenveranderungen vor. An das Plangebiet grenzt auBerhalb eine
Grundwasserverunreinigung durch leichtflichtige halogenierte Kohlenwasserstoffe
(LHKW) an. Anwohnerinformationen wurden im Jahre 2012 durchgefiihrt. Im Rahmen
von Bautatigkeiten bzw. Grundwasserabsenkungen ist dies zu beachten.

Im Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans kann das Vorhandensein
von Kampfmitteln nicht ausgeschlossen werden. Vor Aufnahme der planméaRigen
Nutzung ist daher in Zusammenarbeit mit den zustandigen Stellen eine Sondierung und
ggf. Beseitigung der Kampfmittel sicherzustellen.

D Umweltbelange

Da bei der vorliegenden Planung die Voraussetzungen zur Anwendung des § 13a
BauGB (Bebauungsplan der Innenentwicklung) vorliegen, erfolgt die Aufstellung des
Bebauungsplanes im beschleunigten Verfahren (vgl. Kap. B 3).

Im Planverfahren nach § 13a BauGB kann von einer Umweltprifung nach § 2 Abs. 4
BauGB sowie vom Umweltbericht nach § 2a BauGB und von der Angabe nach
8 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen verfigbar sind,
abgesehen werden, wenn die festgesetzte Uberbaubare Grundflache weniger als
20.000 m? betragt. Dies trifft im vorliegenden Fall zu, da die errechnete tUberbaubare
Grundstucksflache unter dem vorgenannten Wert liegt. Auf eine Umweltprifung wurde
daher verzichtet, ein Ausgleich der Eingriffe in Natur und Landschatft ist ebenfalls nicht
erforderlich, zumal das Plangebiet bereits nahezu vollstandig versiegelt war. Gleichwonhl
werden die flr die geplante Bebauung relevanten Belange des Umweltschutzes
nachfolgend dargestellt.

Das Plangebiet liegt innerhalb des Bremer Stadtgebietes im Stadtteil Neustadt und ist
dem besiedelten Bereich zuzuordnen. Es grenzt im Siddosten an die
Stralenverkehrsflache der Ottostrale und im SUdwesten an einen Garagenhof an. Im
Nordwesten grenzen Garten der Reihenhausbebauung der Kantstrafe sowie im
Nordosten Garten der Wohnbebauung der OttostralRe an. Nordlich hiervon besteht in
einer Innenhofanlage eine Moschee. Entlang der Ottostralie sowie auch der Kantstrafl3e
besteht Wohnbebauung.
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Mit der Neuordnung des Plangebietes und dem Rickbau der landwirtschaftlichen
Gebaude sowie Nebenanlagen kommt es zu einer Entsiegelung von Flachen. Dies wirkt
sich positiv auf die Bodenfunktionen sowie die mikroklimatischen Verhéaltnisse aus. Die
Dachbegriinung des Gebaudes im Innenhof flihrt zu einem verzdgerten
Regenwasserabfluss und somit zu einer Erhéhung der Verdunstungsrate im Plangebiet.
Dies wirkt sich ebenfalls positiv auf das Mikroklima aus. Auch die neu anzupflanzenden
Baume mit ihrer Schattenwirkung tragen zu einer Verbesserung des Mikroklimas im
Innenhof bei.

Im Plangebiet befindet sich ein zweistammiger Birnenbaum mit Stammumfangen von 92
bzw. 94 cm, gemessen in 1m Hohe Uber der Erdoberflache. Der Birnenbaum fallt somit
unter die Baumschutzverordnung im Lande Bremen. Der Baum kann mit Realisierung
der Vorhabenplanung nicht erhalten werden. Daher setzt der Bebauungsplan
zeichnerisch zwei Ersatzpflanzungen im Innenhof fest. Es sind zwei standortgerechte
Laubbdume mit einem Stammumfang von mindestens 18 cm, gemessen ein Meter Uber
der Erdoberflache, anzupflanzen, dauerhaft zu erhalten und nach Abgang in gleicher Art
zu ersetzen. Bei der Anpflanzung kann von dem festgesetzten Standort um bis zu 3 m
abgewichen werden. Die Baume sind von der Vorhabentragerin auf ihre Kosten mit
Herstellung der AufRRenanlagen des Vorhabens anzupflanzen. Nahere Regelungen
hierzu werden im Durchfihrungsvertrag zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan
getroffen.

Zur Erhohung des Griinvolumens im Plangebiet sowie zur weiteren stadtebaulichen
Aufwertung gegenuber der bisherigen Nutzung setzt der Bebauungsplan entlang der
sudwestlichen, nordwestlichen und norddstlichen Plangebietsgrenzen die Anpflanzung
von Hecken fest. So ist innerhalb der zeichnerisch festgesetzten Flache zur Anpflanzung
von Hecken auf ganzer Lange eine standortgerechte Hecke mit einer Hohe von
mindestens 1,0 m, gemessen uUber dem Erdboden, zu pflanzen, dauerhaft zu erhalten
und nach Abgang zu ersetzen. Als Beispiel fir eine standortgerechte Hecke wird eine
Rotbuchenhecke (Fagus sylvatica) in der Festsetzung genannt. Mit der
Heckenpflanzung entstehen neue Gehdélzstrukturen im Plangebiet, die es bislang nicht
gegeben hat.

Aufgrund der sehr wenig ausgepragten Geholzstrukturen und Altbaumbesténde ist im
Plangebiet nicht mit gefahrdeten oder streng geschitzten Vogelarten und nicht mit
Baumbritern zu rechnen. Mit der Lage des Plangebietes im Siedlungsraum mit
angrenzender StrafRe und Bebauung stellt das Gebiet auch keinen Lebensraum fir
seltene oder streng geschuitzte Bodenbrtter dar.

Aufgrund der alten Gebaude, Schuppen und Nebenanlagen kann nicht ausgeschlossen
werden, dass diese baulichen Anlagen von Fledermdusen aufgesucht werden. Der
Bebauungsplan enthalt daher einen entsprechenden Hinweis darauf, dass eine
Betroffenheit der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestdnde des § 44 BNatSchG mit
Umsetzung der Planung nicht ausgeschlossen werden kann. Daher ist erforderlich, dass
max. drei bis vier Tage vor Abriss von Gebauden eine Kontrolle auf mogliche
Fledermausvorkommen stattfindet und bei einem positiven Befund eine artspezifische
Einzelfallprifung (spezielle artenschutzrechtliche Prifung) durchgefuhrt wird.

Die sonstigen Umweltbelange, mit Ausnahme der in Kap. C 5 dargestellten Belange des
Immissionsschutzes, werden von der Planung nicht betroffen. Wechselwirkungen
zwischen den einzelnen Umweltbelangen sind Uber die oben genannten Darstellungen
hinaus nicht bekannt.
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E Finanzielle Auswirkungen / Gender-Prifung

1. Finanzielle Auswirkungen

Die Vorhabentragerin tragt die Planungs- und ErschlieRungskosten und tbernimmt im
Durchfiihrungsvertrag die Verpflichtung, das Vorhaben auf eigene Kosten zu
verwirklichen.

Lediglich aufgrund einer maglichen Kampfmittelbeseitigung ist nicht auszuschliel3en,
dass der Stadtgemeinde Bremen Kosten entstehen kdnnten. Die erforderlichen Mittel
werden — soweit Dritte nicht zur vollstandigen Refinanzierung der Kosten herangezogen
werden kdnnen — entsprechend den zur Verfigung gestellten Haushaltsmitteln in
Anspruch genommen, Uber die die Blrgerschaft im Rahmen der Haushaltsaufstellung
zu beschliel3en hat.

2. Gender-Priufung

Das Vorhaben zur Errichtung von zwei Wohngebauden fur Studierende soll flr Frauen
und Manner gleichermalf3en ein attraktiver Ort zum Wohnen werden. Die Wohnnutzung
richtet sich gleichberechtigt an beide Geschlechter. Durch das Vorhaben sind daher
keine geschlechtsspezifischen Auswirkungen zu erwarten.

Fur Entwurf und Aufstellung:

BPW baumgart+partner

Bremen,
Buroinhaber

Fur die Vorhabentragerin:

Windler Grundstiicksverwaltungs GbR

Riede,

Anlage

Bebauungskonzeption (informatorisch)

Vorlaufige, unredigierte Fassung — Parlamentsdokumentation der Bremischen Birgerschaft



-25-

Bebauungskonzeption informatorisch (Verfasser: gmd Architekten, Bremen)
(ohne Malf3stab)
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Ansicht Gebaude OttostralRe (Baufeld 1) informatorisch (Verfasser: gmd Architekten,
Bremen); (ohne Mal3stab)
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Ansicht Geb&ude Innenhof (Baufeld 2) informatorisch (Verfasser: gmd Architekten,
Bremen), (ohne Mal3stab)

=
I I

Schnitt Ottostralle — Kantstral3e mit Vorhabenplanung informatorisch (Verfasser: gmd
Architekten, Bremen), (ohne Mal3stab)

ok M
it
— W 4 P Kantstrasse
T

Ottostrasse o
camon ]

StralRenabwicklung Ottostral3e mit Vorhabenplanung mit Hintergrund Bebauung
Kantstraf3e; informatorisch (Verfasser: gmd Architekten, Bremen), (ohne Mal3stab)

Vorlaufige, unredigierte Fassung — Parlamentsdokumentation der Bremischen Birgerschaft



- 28 -

1Balsne

aLUyeLYdISUIT InZ Yeuydsiabing Jap Bunyemiap, 1op 1oq usbunzis
-1BUS|d 1ap 1aneq 8| 1ap ‘ug|dspumyin UspuagalyISaq

NZ WP JW YospuSp! JyoIu ist 13 Jep usBunziesisay usisBiyom aip

pun yai Bunyag uap WioH 1Yol

{yssuereuLIGUI) |NUIRULION 180D WISTS K U1 SqEBURBYRH s THURdUBLDH

SOUBINWWES $3p Pun HEWNEY 2P
ageBuy yuw Bunjiersiespneges g wneg 1e6i5uRBay

N ul 3 veld 1531

E_Nm%*@

3SIFMNIH

%

uszes.e Nz Guebay YIEU ‘UIKIBH UoA Bunzuegduy @
Usmesis nz BusBqy U8y ‘Uawngg uon Bunzueyduy .
(/1 pregneg) ispianeg pun uswugyyaeq
“uesiamneg L
sbnsziyyyent iy WwessquUsIY pUn -u3 Y
SZRIAIPIS Iy USUDRIS UoA Bunzuabun | 5 |
NIHOIFZNYId IDILSNOS
asjamneg euayo o
asiomneg aUsssOISaB 6
azusibreg
amyneg
3S13MNVE
QNN NSHIYT4SHINLSANNYD ¥VENvEY3EN
ysepianes as
yoepiely a4
puaBuimz assoyasabio s9p [yez n
WundsBnzag
J8qn wele Ul YRWISYIRH Sie uabeluy Jeydnneq aupined] §'01 HL
wundsbnzeg
Ban weisi W YIS UROH sie usBeluy Jsysyneq suousiy 0'sh H4
undsBzeg wap
180in WSS U YEWSIUAH S8 UsBE|UY JSUINEq BUGYSPREGSS 0'8 HO
wigabueld sep
sne usBozag sie s (49} oAU 088 4O
DNNZLNN NIHDITNYE Y30 SSVIN
[ aemmposprig]

ONNZLNN NIHOMMVE ¥30 Ly

suedsBunneqeg ususozaquaqeiyon I N ug
S9p SURRBGSBUMES UByILINg: Sop 02u9sS e wem ol

N3IDNNZLIS1S34 FHOSIMINHOIFZ

L102 p0'€Z ‘puBlssOun}agiesg

peISnaN-uawig
Ul 3geIISIUEY] pUN SYBISONQ JOP USYISIMZ SPNECas) 19MZ iUl
(sjuawpeddy) swisyuyomuspualalpnis saule Bunyouig inz

(ueldsbungelyosig pun -uageylop yois|6nz)
9z | uejdsbunneqgag Jauabozaquageylon

(3ANIFWIDLAYLS) NIW3¥E LAYLSISNYH JI1Fu4

&

~ SOTHL
& .. 0'STHA -

@ HE

20

iy : 1)}~ 0ge:L qeisgein
" & 5 LEGE
N 9/%0¢H
&
N geocs
N as I pj2fnog wiayuyom
) 3 -udpuaJialpnis
O £Y

W) N\
h ~ %W 068 YD 50
D N
% S, W ¢ p|g4nog L
\\\
& 662) ’ 192
\\\ \\ Du
Y / o) U
/ s/
/
\\ 1S S @ HL5eH
1 e S 0‘8 HO
< ’ %2
~ 7/
~ 7/ ﬂ/w‘
N 0
W &
1S 4 el { N
\\
’,
b3 \ -
0
%

W

A

Vorlaufige, unredigierte Fassung — Parlamentsdokumentation der Bremischen Birgerschaft



	A) Plangebiet
	B) Ziele, Zwecke und Erforderlichkeit des Bebauungsplanes
	C) Planinhalt
	6. UKlimaschutz
	7. UAltlasten /U UKampfmittel
	D Umweltbelange
	E Finanzielle Auswirkungen / Gender-Prüfung


